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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  5 0  

vom 25. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und 

Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 3: Vom Bundesministerium für Äußeres: Legationsrat Dr. W i l d n e r 

                       „                    „                „  Finanzen: Die Ministerialräte Dr. T h a a und Dr. 

S c h w a r z w a l d 

„      „    4:    „                    „                 „  Heereswesen: Sektionschef Dr. K r a l o w s k y 

„      „    4:    „                    „                 „  Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. 

P a n t z und Ministerialrat S c h o l l m a y e r 

„      „    4:    „                    „                 „  soziale Verwaltung: Sektionschef Dr. H e l l y. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 18.00 – 20.00 

 

Reinschrift (8 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Kunstabkommen mit Polen. 

2. Rockefeller'sche Spende für die medizinischen Fakultäten und Erhöhung der von den 

Ausländern zu entrichtenden Studiengebühren. 

3. Goldschatz der österreichisch-ungarischen Bank. 

4. Abbaubegünstigungen für die im Bereiche der Heeresverwaltung zu entlassenden 

Zivilpersonen. 
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5. Regelung der Bezüge der Domchorvikare in Salzburg. 

6. Zuwendungen für die evangelische Kirche A. und H. B. 

7. Gesetzesbeschluß der vorläufigen Landesversammlung für Kärnten vom 14. Dezember 

1920, betreffend die Weitereinhebung der Wertzuwachsabgabe in Kärnten in den Jahren 1921 

bis 1925. 

8. Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen, Personal- und 

Kreditfragen. 

9. Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Handelsagenten (Handelsagentengesetz). 

10. Holzabstockungsvertrag mit der nordsteirischen Holzverwertungsgesellschaft. 

11. Auflösung der interalliierten Überwachungsausschüsse. 

12. Beitritt Österreichs zum internationalen Übereinkommen vom 26. September 1906 zur 

Unterdrückung der Verwendung von weißem Phosphor bei der Streichholzfabrikation. 

13. Zerstörungsarbeiten auf dem Wr.-Neustädter Flugfelde. 

14. Rotationspapierzuweisung und Gewährung des Staatszuschusses für die Zeitung 

„Unparteiische Preßfreiheit“. 

15. Gesetzesbeschluß des Wiener Gemeinderates als Landtag vom 11. Februar 1921, 

betreffend die Einhebung einer Kanzleitaxe für die Ausfertigung von Ermächtigungen zur 

Ausstellung von Interimsreisepässen. 

16. Ansuchen der franko-rumänischen Luftverkehrsgesellschaft um Zulassung zum 

Luftverkehr über österreichischem Gebiete. 

17. Gesetzesbeschluß des o.-ö. Landtages, betreffend die Bestimmung der Gebühren für 

ärztliche Armenbehandlung. 

 

Beilagen:  

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Zuschrift des 

Bundesministeriums für Finanzen vom 29. Dezember 1920, Zl. (57 ½ Seiten) 

Zl. 114.503, an die Herren Liquidatoren der Österreichisch-ungarischen Bank, betreffend die 

der Republik Österreich zustehenden Rechte an dem Goldschatz der Österreichisch-

ungarischen Bank (3 ½ Seiten); Bericht über den Goldschatz der Österreichisch-ungarischen 

Bank (19 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 Seiten): Regelung 

der Bezüge der Domchorvikare in Salzburg 

Beilage zu Punkt 6, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (1 ½ Seiten): 

Zuwendungen für die evangelische Kirche A.u.H.B. 
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Beilage zu Punkt 7, Bundesministerium für Finanzen Zl. 12.625, Ministerratsvortrag (1 

Seite): Gesetzesbeschluss der vorläufigen Landesversammlung für Kärnten vom 14. 

Dezember 1920, betreffend die Weitereinhebung der Wertzuwachsabgabe in Kärnten in den 

Jahren 1921 bis 1925 

Beilage zu Punkt 8, Bundesministerium für Justiz, ohne Zahl, Schreiben der Kommission zur 

Erhebung militärischer Pflichtverletzungen vom 19. Februar 1921 (1 Seite); Schreiben der 

Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen vom 28. Februar 1921 (2 ½ 

Seite); Abschrift des Schreibens des Präsidiums des Bundesministeriums für Justiz an den 

Herrn Vorsitzenden der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen vom 11. 

Februar 1921 (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 9, Bundesministerium für Justiz, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (4 ½ 

Seiten): Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Handelsagenten; Bundesgesetz (9 

Seiten); Begründung (18 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10, [Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft], ohne Zahl, 

Information betreffend den Holzabstockungsvertrag mit der nordsteirischen 

Holzverwertungsgesellschaft (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 1.041, Ministerratsvortrag (1 ½ 

Seiten): Auflösung der interalliierten Überwachungsausschüsse 

Beilage zu Punkt 14, Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (1 ½ Seiten): Rotationspapierzuweisung und Gewährung des 

Staatszuschusses für die Zeitung „Unparteiische Pressfreiheit“ 

Beilage zu Punkt 15, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 61.312, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Gesetzesbeschluss des Wiener Gemeinderates als 

Landtag vom 11. Februar 1921, betreffend die Einhebung einer Kanzleitaxe für die 

Ausfertigung von Ermächtigungen zur Ausstellung von Interimsreisepässen 

Beilage zu Punkt 16, Bundesminister für Verkehrswesen Zl. 6.384, Ministerratsvortrag (5 

Seiten): Ansuchen der franko-rumänischen Luftverkehrsgesellschaft um Zulassung zum 

Luftverkehre über österreichischem Gebiete 

Beilage zu Punkt 17, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 3.506, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschluss des o.ö. Landtages betreffend die 

Bestimmung der Gebühren für ärztliche Armenbehandlung 

 

1. 

Kunstabkommen mit Polen. 
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Vizekanzler B r e i s k y teilt mit, daß die auf Grund des Kabinettsratsbeschlusses vom 20. 

Dezember 1919 mit dem Bevollmächtigten des polnischen Hauptliquidierungsamtes 

eingeleiteten Verhandlungen, welche die Abtretung eines Bildes aus der Gemäldegalerie des 

kunsthistorischen Museums und von fünf Bildern aus der Galerie der Akademie der bildenden 

Künste in Wien zum Gegenstande hatten, am 10. Februar 1920 durch ein Übereinkommen 

zwischen den beiderseitigen Bevollmächtigten zum Abschlusse gelangt seien. Die nach 

diesem Übereinkommen vorgesehene Zustimmung der Reparationskommission sei 

inzwischen erfolgt; nunmehr obliege noch die Genehmigung dieser Vereinbarung durch die 

österreichische Regierung. Die inzwischen eingetretene weitere Devalvierung der 

österreichischen Krone gestalte jedoch das Abkommen für Österreich ungünstiger, als es 

ursprünglich gedacht gewesen sei. Der polnische Vertreter in der österreichischen Sektion der 

Reparationskommission habe sich nun bereit erklärt, dem Abkommen eine solche 

Interpretation zu geben, daß als Kaufpreis polnischerseits jene Summe gezahlt werden solle, 

die den ursprünglichen Preisen in einer stabilen Valuta (Dollar) am Tage des Abkommens 

(10. Februar 1920) entsprechen würde. 

Über Antrag des Redners beschließt der Ministerrat, dem ihm vorliegenden 

Übereinkommen unter der Bedingung zuzustimmen, daß der von der polnischen Regierung 

für die Überlassung des Bildes von Matejko zu bezahlende Betrag von 600.000 Kronen auf 

1,100.000 Kronen und der Kaufpreis für die hier in Betracht kommenden fünf Bilder der 

Akademie der bildenden Künste von 112.000 Kronen ö. W. auf 205.000 Kronen erhöht wird. 

 

2. 

Rockefeller'sche Spende für die medizinischen Fakultäten und Erhöhung der von den 

Ausländern zu entrichtenden Studiengebühren. 

Vizekanzler B r e i s k y führt anknüpfend an seine in der Sitzung des Ministerrates am 4. 

Jänner d. J. gemachten Mitteilungen aus, daß im Zusammenhange mit der den medizinischen 

Fakultäten zugedachten Rockefeller'schen Spende von 60.000 Dollars eine Erhöhung der 

Studiengebühren für die Ausländer an allen österreichischen Hochschulen geplant gewesen 

sei. Gegenwärtig zahlen die Ausländer eine nur um 50 Prozent höhere Gebühr als die 

Inländer, was mit den valutarischen Verhältnissen nicht im Einklang stehe. Gegen die in 

Aussicht genommene Erhöhung der Ausländergebühren auf das 30 fache hätten die Vertreter 

der Hochschulen jedoch grundsätzliche Bedenken vorgebracht; hiebei hätten sie den Wunsch 

geäußert, daß diese Frage gleichzeitig mit der Erhöhung der Inländergebühren und mit der 

Regelung der Bezüge der Hochschulprofessoren gelöst werden möge. 
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Mit Rücksicht auf die den medizinischen Fakultäten zugedachte Rockefeller'sche Spende 

habe jedoch bereits die bindende Zusage gemacht werden müssen, daß vom Sommersemester 

1921 an die Studiengebühren für Ausländer an den medizinischen Fakultäten mindestens auf 

das 25 fache der Inländergebühren werden erhöht werden und daß die den Professoren hieraus 

nicht zufallenden Mehrbeträge für sachliche Erfordernisse der Fakultäten Verwendung zu 

finden haben. Hieraus ergebe sich die Notwendigkeit, vorbehaltlich einer allfälligen 

Neuregelung der Studiengebühren, zunächst nur für die medizinischen Fakultäten und bloß 

für das Sommersemester 1921 eine Erhöhung der Ausländergebühren eintreten zu lassen. 

Redner unterbreitet und erläutert einen Verordnungsentwurf, demzufolge das Kollegiengeld 

und das Unterrichtsgeld für Ausländer an den medizinischen Fakultäten auf das 25 fache und 

die Gesamttaxe für das medizinische Doktorat auf das 10 fache der Inländergebühren erhöht 

werden soll. 

Der Ministerrat nimmt den Verordnungsentwurf, welcher vorläufig für das 

Sommersemester 1921 Geltung haben soll, zustimmend zur Kenntnis. 

 

3. 

Goldschatz der österreichisch-ungarischen Bank. 

B.-M. Dr. G r i m m berichtet, an seine vom Ministerrat in seiner letzten Sitzung zur 

Kenntnis genommenen Mitteilungen erinnernd, über die augenblickliche Lage in der Frage 

des Goldschatzes der österreichisch-ungarischen Bank. Das Bundesministerium für Finanzen 

gehe diesfalls ständig im Einvernehmen mit dem Außenamte vor und habe durch die 

österreichische Gesandtschaft in Paris an die Reparationskommission die Bitte richten lassen, 

in dieser Angelegenheit keine Entscheidung zu treffen, ohne vorher Vertreter der Regierung 

und der Bank angehört zu haben. Nunmehr sei die Frage jedoch in ein neues Stadium 

getreten, indem die Reparationskommission die Regierung im Wege der österreichischen 

Sektion aufgefordert habe, sich unverzüglich und unbedingt jedem Verlangen der 

Liquidatoren der Bank zu fügen, den verlangten Teil der Goldreserve sofort zu überweisen 

und die Tressorschlüssel auszufolgen. Die bezügliche an den Bundeskanzler gerichtete Note 

sei bis Sonntag befristet. Die Regierung müsse selbstverständlich alles aufbieten, um ihrem 

Standpunkte zum Siege zu verhelfen, und hätte zunächst Zeit zu gewinnen. 

Ministerialrat Dr. T h a a berichtet sodann, daß heute nachmittags eine Beratung der 

Referenten des Bundesministeriums für Finanzen mit dem Finanzprokurator für 

Niederösterreich und dem Generalrate der österreichisch-ungarischen Bank Dr. C o u m o n t 

stattgefunden habe, bei der übereinstimmend die Ansicht zu Tage getreten sei, daß die 



50 – 1921-02-25 

Bestimmung des Artikels 208 des Staatsvertrages von St. Germain, wonach das auf 

österreichischem Gebiete befindliche Eigentum des alten Staates auf die Republik 

übergegangen ist, auch auf den Goldschatz Anwendung zu finden habe. Die Ausführung 

dieses Artikels dürfe durch die Amtstätigkeit der Liquidatoren nicht berührt werden. Überdies 

sei zur Entscheidung der zwischen der Regierung und der Bank bestehenden Streitigkeiten 

gemäß Artikel 54 der Bankstatuten das Landesgericht in Wien berufen. Die Bankstatuten 

seien nach dem Staatsvertrag auch von den Liquidatoren zu beobachten, ohne daß dabei die 

Bestimmungen des Artikels 206 des Staatsvertrages verletzt werden. Den Liquidatoren könne 

keinesfalls das Recht eingeräumt sein, auf Ansprüche, die weder nach Art noch Umfang 

feststehen, Vorschüsse zu verlangen. Es werde sich daher empfehlen, daß sich die Regierung 

an die alliierten Hauptmächte wende, um die Einhaltung des Staatsvertrages und den Schutz 

ihrer Rechte zu verlangen. Der gekennzeichnete Standpunkt der österreichischen Regierung 

werde auch von der ungarischen Regierung durchaus geteilt. Die Bankleitung allerdings 

nehme eine andere Haltung ein, indem sie die Auffassung verfechte, daß die Bank die 

Ansprüche der beiden Regierungen durch die Goldgebarung während des Krieges bereits 

befriedigt habe. Sollten sich diese Meinungsverschiedenheiten nicht überbrücken lassen, so 

werde statutengemäß die gerichtliche Entscheidung angerufen werden müssen. 

B.-M. Dr. G r i m m beantragt schließlich, daß die Regierung an die alliierten Mächte 

neuerlich mit einer wohlmotivierten Darlegung unseres Rechtsstandpunktes herantrete. Dabei 

solle insbesondere an die anläßlich des Friedensschlusses zu Artikel 206 abgegebene 

Versicherung erinnert werden, „daß die alliierten und assoziierten Regierungen von dem 

lebhaften Wunsche beseelt sind, den Bankerott und die Unordnung in den Finanzen der 

österreichischen Republik zu verhüten, und daß die Reparationskommission bei Anwendung 

der Bestimmungen des Artikels 206 alles, was in ihrer Macht steht, tun wird, um den 

Zusammenbruch des österreichischen Kredites zu vermeiden“. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. Der Presse hat eine entsprechende 

Information zuzugehen, deren vom Bundesministerium für Finanzen einvernehmlich mit dem 

Außenamte verfaßter Wortlaut gleichfalls die Genehmigung des Ministerrates erhält. 

 

4. 

Abbaubegünstigungen für die im Bereiche der Heeresverwaltung zu entlassenden 

Zivilpersonen. 

B.-M. Dr. G l a n z macht Mitteilung von einer im Bereiche der Heeresverwaltung im Zuge 

befindlichen Abbauaktion, die sich auf die bei militärischen Anstalten und Behörden in 
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Dienstesverwendung stehenden Kanzleihilfs- und Aushilfsdienerkräfte (Vertragsangestellte) 

und Arbeiter erstreckt. Da einem Teil der Genannten bereits zum nächsten 

Kündigungstermine aufgekündigt werden soll, sei die Angelegenheit besonders dringlich. 

Sektionschef Dr. K r a l o w s k y berichtet eingehend über die mit den Angestellten und 

Arbeitern gepflogenen Verhandlungen und erläutert die in Aussicht genommenen 

Begünstigungen. 

Nach längerer Debatte, an der sich außer dem Vorsitzenden die Bundesminister H e i n l, 

Dr. R e s c h, Dr. G r i m m und Dr. P e s t a beteiligten und in welcher auf das Präjudizielle 

der zu gewährenden Begünstigungen und auf das hohe Ausmaß der geplanten Abfertigungen 

hingewiesen wurde, beschließt der Ministerrat, die Angelegenheit vorläufig zurückzustellen, 

um inzwischen die finanziellen Auswirkungen des Abbauplanes einer Überprüfung 

unterziehen zu können. 

 

5. 

Regelung der Bezüge der Domchorvikare in Salzburg. 

Nach Erläuterung des Sachverhaltes durch Vizekanzler B r e i s k y, ermächtigt ihn der 

Ministerrat - ohne einen Rechtsanspruch anzuerkennen - die Bezüge der Domchorvikare in 

Salzburg vom 1. Jänner 1920 angefangen jeweils auf jenes Ausmaß zu erhöhen, welches 

ihnen gebühren würde, falls ihre Posten als Hilfspriesterstellen systemisiert anzusehen wären. 

 

6. 

Zuwendungen für die evangelische Kirche A. und H. B. 

Vizekanzler B r e i s k y führt aus, daß mit Rücksicht auf die durch das Gesetz vom 16. 

Dezember 1920, B. G. Bl. Nr. 4 ex 1921, erfolgte Neuregelung der Kongruabezüge der 

römisch-katholischen Seelsorgegeistlichkeit eine analoge Aktion zu Gunsten der 

evangelischen Seelsorger notwendig geworden sei. Wenn das Verhältnis, das bei den 

bisherigen Zuwendungen für die katholische Kirche einerseits und für die evangelische 

Kirche anderseits eingehalten wurde, auch im gegenwärtigen Falle berücksichtigt werde, 

würde entsprechend dem Aufwande, welcher sich aus dem vorerwähnten Kongruagesetze 

ergebe, als Zuwendung für evangelische Kultuszwecke ein Mehraufwand von jährlich 

1,700.000 Kronen gerechtfertigt sein. 

Über Antrag des Redners genehmigt der Ministerrat die Erhöhung des 

Staatsunterstützungspauschales der evangelischen Kirche in dem bezeichneten Ausmaße. 
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7. 

Gesetzesbeschluß der vorläufigen Landesversammlung für Kärnten vom 14. Dezember 1920, 

betreffend die Weitereinhebung der Wertzuwachsabgabe in Kärnten in den Jahren 1921 bis 

1925. 

Über Antrag des Bundesministers für Finanzen beschließt der Ministerrat, gegen den 

Gesetzesbeschluß der vorläufigen Landesversammlung für Kärnten vom 14. Dezember 1920, 

betreffend die Weitereinhebung der Wertzuwachsabgabe in Kärnten in den Jahren 1921 bis 

1925, keinen Einspruch zu erheben, der sofortigen Kundmachung dieses Gesetzesbeschlusses 

im Landesgesetzblatte zuzustimmen und die am Vollzuge beteiligten Bundesminister zur 

Gegenzeichnung zu ermächtigen. 

 

8. 

Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen, Personal- und Kreditfragen. 

B.-M. Dr. P a l t a u f führt aus, daß die Kommission zur Erhebung militärischer 

Pflichtverletzungen ihre Tätigkeit bis zu dem hiefür in Aussicht genommenen Termine nicht 

beendigen könne, da sie empfindlich unter Personalmangel leide. Der Vorsitzende der 

Kommission habe nun die Bitte vorgebracht, es mögen ihm zwei pensionierte 

Justizfunktionäre zugeteilt werden, was ihn in die Lage versetzen würde, die Arbeiten 

längstens binnen drei Monaten zu Ende zu führen. Die Kommission habe auch darauf 

hingewiesen, daß die Honorierung der Sekretäre nicht angemessen sei und aus diesem Grunde 

die Anweisung eines Kredites in der Höhe von 200.000 Kronen erbeten. Auch die 

Entschädigung der Kommissionsmitglieder, die mit 5000 Kronen monatlich bemessen sei, 

entspreche nicht mehr den gegenwärtigen Verhältnissen, weshalb hiefür rückwirkend vom 1. 

Februar 1921 der Betrag monatlicher 10.000 Kronen in Antrag gebracht worden sei. Redner 

verschließe sich nicht den vorgebrachten Argumenten und beantrage, die Wünsche der 

Kommission zu berücksichtigen, zumal deren Arbeiten binnen drei Monaten unbedingt zum 

Abschluß gelangt sein werden. 

Der Ministerrat beschließt unter der Voraussetzung der strikten Einhaltung des für die 

Beendigung der Arbeiten festgesetzten und ausdrücklich als unüberschreitbar erklärten 

Termines im Sinne der gestellten Anträge. 

 

9. 

Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Handelsagenten (Handelsagentengesetz). 

Der Bundesminister für Justiz unterbreitet dem Ministerrate den Entwurf eines 
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Bundesgesetzes über die Rechtsverhältnisse der Handelsagenten (Handelsagentengesetz) und 

erhält die Ermächtigung, die Vorlage im Nationalrat einbringen zu dürfen. 

 

10. 

Holzabstockungsvertrag mit der nordsteirischen Holzverwertungsgesellschaft. 

B.-M. H a u e i s berichtet über einen mit der nordsteirischen Holzverwertungsgesellschaft 

abgeschlossenen Holzabstockungsvertrag. Es handle sich um die bestmögliche Verwertung 

der anfallenden Hölzer, und zwar ohne jede finanzielle Bindung staatlicher Mittel. Die 

prinzipielle Zustimmung zu den Propositionen der Papierindustriellen sei schon im April v. J. 

erfolgt, der Vertragsabschluß habe sich jedoch infolge des Wunsches des Landes Steiermark 

nach einer Beteiligung der nordsteirischen Industriellen verzögert. Der Vertrag, welcher sein 

Präjudiz für die Zukunft schaffen solle, sei nun mit 25. v. M. unterzeichnet worden, die 

Fertigung des Nachtrages stehe noch aus. Vertragsgegenstand sei die Holzabstockung ab 1. 

April l. J. auf 20 Jahre in den Wirtschaftsbezirken: a) Mürzzuschlag, Neuberg, Mürzsteg und 

Frein, dann Wildalm, Großreifling und dem westlich der Hochleiten gelegenen Teil von 

Gußwerk (rund 30.000 fm3), b) nach Ablauf des Vertrages mit Glesinger: Maria Zell, 

Gußwerk östlich der Hochleiten und Wegscheid (rund 20.000 fm3). 

Das nach dem Wirtschaftsplane anfallende Holz soll nach dem freien Ermessen der 

Staatsforstverwaltung den Unternehmern zugewiesen werden. Der Preis werde alle fünf Jahre 

nach bestimmten Grundsätzen reguliert. Die Werbungs- und Bringungskosten träfen 

ausschließlich die Gesellschaft. Am Reingewinn sei der Staat mit 20 Prozent beteiligt. 

Der Ministerrat nimmt den Bericht über den mit den Proponenten abgeschlossenen Vertrag 

genehmigend zur Kenntnis. 

 

11. 

Auflösung der interalliierten Überwachungsausschüsse. 

Der V o r s i t z e n d e berichtet, daß die interalliierten Überwachungsausschüsse am 20. d. 

M. ihre Tätigkeit auf dem Gebiete der österreichischen Republik eingestellt haben. Die 

Botschafterkonferenz habe bestimmt, daß ein liquidierendes Organ die Überwachung 

fortsetze, bis die Bestimmungen des Vertrages auf militärischem und dem Luftfahrgebiet 

erfüllt seien. Die italienische Delegation sei bereits abgereist, während, wie aus einer 

Zuschrift des französischen Generals Hallier hervorgeht, von der französischen, englischen 

und japanischen Delegation einzelne Mitglieder noch weiter hier verbleiben, die das 

liquidierende Organ bilden. 
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Nach dem Vertrage von St. Germain sei Österreich verpflichtet gewesen, für die 

interalliierten Ausschüsse Beauftragte der Regierung zu bestimmen, eine Verpflichtung, die 

nun zweifellos erloschen sei. Die Beauftragten der Regierung wären daher, um auch seitens 

Österreichs der geschaffenen Situation Rechnung zu tragen, abzuberufen und hätten übrigens 

auch selbst das Ersuchen um Enthebung bereits gestellt. Für die Aufrechterhaltung der 

Verbindung mit dem liquidierenden Organ werde das Bundesministerium für Heereswesen 

vorzusorgen haben. 

Redner stelle daher den Antrag, die Regierung möge ihre Beauftragten beim interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusse, das sind die Nationalräte S m i t k a und B u c h i n g e r 

sowie den Beauftragten beim interalliierten Luftüberwachungsausschuß Hauptmann 

W e t t e n d o r f e r unter Anerkennung der besonders wertvollen Dienste, die sie dem Staate 

geleistet haben, von ihren Posten entheben. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

12. 

Beitritt Österreichs zum internationalen Übereinkommen vom 26. September 1906 zur 

Unterdrückung der Verwendung von weißem Phosphor bei der Streichholzfabrikation. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß Österreich gemäß Artikel 240 des Staatsvertrages von 

St. Germain die Verpflichtung übernommen habe, dem internationalen Übereinkommen vom 

26. September 1906 zur Unterdrückung der Verwendung von weißem Phosphor bei der 

Streichholzfabrikation beizutreten. Es handle sich lediglich um eine Formsache, da sich die 

Bestimmungen des Übereinkommens bereits vollständig mit dem in Österreich durch Gesetz 

vom 13. Juli 1909, R.G.Bl. Nr. 119, geschaffenen Rechtszustande decken. Die 

Voraussetzungen für eine parlamentarische Behandlung des Übereinkommens gemäß Artikel 

50 des Bundes-Verfassungsgesetzes seien nicht gegeben, sodaß im vorliegenden Falle zur 

Vollziehung des Beitrittes die Schlußfassung des Bundespräsidenten genüge. 

Der Ministerrat beschließt, die Genehmigung des Bundespräsidenten zum Beitritt der 

Republik Osterreich zu dem erwähnten internationalen Übereinkommen zu erbitten. 

 

13. 

Zerstörungsarbeiten auf dem Wr.-Neustädter Flugfelde. 

B.-M. H e i n l führt aus, daß die Pariser Botschafterkonferenz auf der Zerstörung des vom 

interalliierten Luftfahrüberwachungsausschusse hiezu bestimmten Materials bestehe. Die 

Bemühungen, einen Teil desselben zu erhalten und für Friedenszwecke nutzbar zu machen, 



50 – 1921-02-25 

hätten nur zum geringen Teile Erfolg gehabt. Insbesondere werde die Zerstörung der aus 

Beton hergestellten umfänglichen Hangarbauten des Wiener-Neustädter Flugfeldes in der 

Öffentlichkeit nicht verstanden. Der dortselbst zahlreich ansässigen Arbeiterbevölkerung habe 

sich eine verständliche Erregung bemächtigt, so daß Störungen der öffentlichen Ruhe zu 

befürchten seien, wenn in dieser Angelegenheit nicht das denkbarst Mögliche zur 

Abstandnahme von diesen Maßnahmen unternommen werde, zumal die Hangars der 

Friedensverwertung leicht zugeführt werden könnten, wodurch der empfindlichen Not an 

Unterkünften mit abgeholfen würde. 

Nach kurzer Debatte, an der sich auch die B.-M. Dr. G l a n z und Dr. G r ü n b e r g e r 

beteiligten und in deren Verlauf der V o r s i t z e n d e darlegte, was von Seiten der 

Regierung im Gegenstande bereits unternommen worden ist, beschließt der Ministerrat, daß 

neuerlich an die alliierten Hauptmächte mit der Bitte heranzutreten sei, die Nutzbarmachung 

jener Objekte zuzulassen, welche für zivile Friedensverwendung geeignet sind. 

Der V o r s i t z e n d e bringt sodann zur Kenntnis des Ministerrates, daß er die Wiener 

Vertreter der alliierten Mächte zu sich bitten und diese Angelegenheit neuerlich zur Sprache 

bringen werde. 

 

14. 

Rotationspapierzuweisung und Gewährung des Staatszuschusses für die Zeitung 

„Unparteiische Preßfreiheit“. 

B.-M. H e i n l berichtet, daß von Oberstleutnant D i c h t l, der auf Grund des Beschlusses 

des Ministerrates vom 7. Jänner 1921 die Zuweisung von monatlich 2000 Kilogramm 

Rotationsdruckpapier ohne staatliche Subvention erwirkt habe, ein Ansuchen vorliege, in dem 

1. um die Gewährung des Staatszuschusses zum Rotationspapierpreise für die zugeteilten 

Papiermengen, 

2. um nachträgliche Zuweisung der Quote von monatlich 2000 Kilogramm Rotationspapier 

für die Monate November und Dezember 1920, also um einmalige Zuweisung von 4000 

Kilogramm Rotationspapier, gebeten werde. 

Nach kurzer Erörterung der zur Begründung des Ansuchens ins Treffen geführten 

Umstände beschließt der Ministerrat, demselben nicht zu willfahren. 

 

15. 

Gesetzesbeschluß des Wiener Gemeinderates als Landtag vom 11. Februar 1921, betreffend 

die Einhebung einer Kanzleitaxe für die Ausfertigung von Ermächtigungen zur Ausstellung 
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von Interimsreisepässen. 

Über Antrag des Bundesministers für Inneres und Unterricht beschließt der Ministerrat, 

gegen den Gesetzesbeschluß des Wiener Gemeinderates als Landtag vom 11. Februar 1921, 

betreffend die Einhebung einer Kanzleitaxe für die Ausfertigung von Ermächtigungen zur 

Ausstellung von Interimsreisepässen, einen Einspruch im Grunde des Artikels 98 des Bundes-

Verfassungsgesetzes nicht zu erheben und der sofortigen Verlautbarung desselben 

zuzustimmen. 

 

16. 

Ansuchen der franko-rumänischen Luftverkehrsgesellschaft um Zulassung zum Luftverkehr 

über österreichischem Gebiete. 

B.-M. Dr. P e s t a berichtet, daß Vertreter der „Compagnie Franco-Roumaine de 

Navigation Aérienne Société Anonyme“ dem Bundesministerium für Verkehrswesen den Plan 

einer regelmäßigen Luftverkehrsverbindung Paris-Straßburg-Prag-Wien-Budapest-Belgrad-

Bukarest-Konstantinopel dargelegt und um Zulassung zum Luftverkehr in erster Linie auf 

dieser Strecke, für einen späteren Zeitpunkt auf der Strecke Paris-München-Wien angesucht 

hätten, soweit hiefür österreichisches Gebiet in Betracht komme. Dem eingebrachten 

Vertragsentwurfe sei vor allem zu entnehmen, daß die Gesellschaft eine Monopolstellung in 

der Art anstrebe, daß außer ihr keiner anderen ausländischen Unternehmung die 

Genehmigung zum erwerbsmäßigen Luftverkehr auf obigen Strecken erteilt werde, wogegen 

laut Mitteilung der Gesellschaftsvertreter inländische Luftverkehrsunternehmungen im 

Verkehre auf den Strecken Wien-Prag und Wien-Budapest nicht behindert werden sollen. 

Wenn es auch begrüßt werden müsse, daß eine große internationale Luftverkehrslinie über 

österreichisches Gebiet und speziell über Wien geführt und dadurch dem österreichischen 

Luftverkehr die Möglichkeit geboten würde, sich in das zwischenstaatliche Luftverkehrsnetz 

einzufügen, so gebe doch die geforderte Vorrechtsstellung gegenüber anderen ausländischen 

Unternehmungen aus fachlichen und verkehrspolitischen Gründen Anlaß zu Bedenken, weil 

hiedurch der Verkehr zwischen Deutschland und den Nordstaaten einerseits und dem Süden 

(Italien und Jugoslawien) anderseits, dessen kürzester Weg zum Teil über Prag-Wien führe, 

zu einem Umwege gezwungen wäre und auch der Luftverkehr zwischen dem Westen Europas 

und dem Oriente, für den vor allem das Donautal in Betracht komme, durch eine 

Monopolisierung der Strecke Wien-Budapest behindert würde. 

Bei den Verhandlungen habe sich allerdings ergeben, daß die Einräumung der 

gewünschten Monopolstellung eine unbedingte Voraussetzung des Vertragsabschlusses bilde, 
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desgleichen, daß die französische Regierung, vermutlich aus militärischen Gründen, dem 

Zustandekommen des Vertrages einen besonderen Wert beilege. Im Falle des Scheiterns der 

Verhandlungen sei daher möglicherweise mit Schwierigkeiten in der Durchführung bei 

Bestimmungen des Staatsvertrages von St. Germain zu rechnen, insbesondere was das 

Luftfahrwesen anbelange. Auch die augenblicklich schwebenden Verhandlungen wegen 

Überlassung von Baulichkeiten auf den Flugplätzen Aspern, Klagenfurt und Thalerhof und 

wegen Einrichtung eines Flugplatzes in Innsbruck würden allenfalls beeinflußt werden. Eine 

interministerielle Erörterung des Vertrages habe nun ergeben, daß die Linie München-Wien 

aus den Verhandlungen auszuscheiden und daß bezüglich der Hauptlinie (Prag-Wien-

Budapest) auf die Gewährung einer Vorrechtsstellung in dem von der Gesellschaft 

angestrebten Ausmaße nicht einzugehen sei. Immerhin wäre das vollständige Scheitern der 

Verhandlungen nach Möglichkeit hintanzuhalten, zu welchem Zwecke der Gesellschaft als 

äußerstes Entgegenkommen zugesichert werden könnte, daß das Recht der flugplanmäßigen 

Luftbeförderung von Gütern oder Personen insoweit es sich um die Verbindung von Wien mit 

einem anderen Ort der Strecke Paris-Straßburg-Prag-Wien-Budapest-Belgrad-Bukarest-

Konstantinopel und den Verkehr auf dieser Strecke oder Teilen dieser Strecke handelt, einer 

anderen ausländischen Unternehmung nur dann und insolange erteilt werden würde, wenn 

und solange diese neue Unternehmung den Transport auf dieser Strecke oder ihren Teilen von 

einem der angeführten Orte nach Wien oder umgekehrt unter Bedingungen besorgt, die für 

Österreich ebenso günstig ober günstiger sind, als jene, unter denen die franko-rumänische 

Gesellschaft diese Transporte durchführt. Diese Zusicherung hätte jedoch mit der Maßgabe zu 

erfolgen, daß sie nur solange gelte, als hiedurch österreichische Luftfahrzeuge hinsichtlich 

ihrer Betätigung im Auslande nicht beschränkt werden und die Erteilung einer derartigen 

Zusicherung nicht durch internationale Abmachungen ausgeschlossen wird. Letzterer 

Vorbehalt sei deshalb nötig, weil es immerhin möglich erschiene, daß bei Ausschluß 

ausländischer Luftfahrzeuge vom zwischenstaatlichen Verkehre mit Wien von diesen Staaten 

Vergeltungsmaßnahmen gegenüber österreichischen Luftfahrzeugen getroffen werden 

könnten. 

Der Ministerrat ermächtigt schließlich den sprechenden Bundesminister, die 

Verhandlungen mit der franco-rumänischen Gesellschaft weiter zu führen und mit ihr über die 

Zulassung zum Luftverkehr auf der Strecke Paris-Straßburg-Prag-Wien-Budapest-Belgrad-

Bukarest-Konstantinopel, soweit hiebei österreichisches Gebiet in Betracht kommt, unter 

Ablehnung der von der Gesellschaft beanspruchten unbedingten Vorrechtsstellung einen 

Vertrag abzuschließen, der den nach seiner Ansicht noch zulässigen Schutz der Gesellschaft 
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im Sinne der vorstehenden Ausführungen gewährt, und die Gesellschaft nach Maßgabe des 

mit ihr abzuschließenden Vertrages zum Luftverkehre in Österreich zuzulassen. 

 

17. 

Gesetzesbeschluß des o.-ö. Landtages, betreffend die Bestimmung der Gebühren für ärztliche 

Armenbehandlung. 

Über Antrag des B.-M. Dr. R e s c h beschließt der Ministerrat nach einem Referate des 

Sektionschefs Dr. H e l l y, gegen den Gesetzesbeschluß des oberösterreichischen Landtages, 

betreffend die Bestimmung der Gebühren für ärztliche Armenbehandlung, einen Einspruch im 

Sinne des Artikels 98 des Bundes-Verfassungsgesetzes nicht zu erheben und der sofortigen 

Kundmachung des Gesetzes zuzustimmen, zugleich aber die Landesregierung einzuladen, 

eine dem Gesetzestexte beigefügte Vollzugsklausel sowie außerdem einen Passus über ein 

über die Gebührenbestimmung mit dem oberösterreichischen Landesrate zu pflegendes 

Einvernehmen zu streichen, da diese beiden Stellen mit der Bundesverfassung nicht im 

Einklange stehen. 
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Wildner  
Thaa  
Schollmayer  
50. 25./2. 21. 

Mo, ½ 7 Herrengasse 
50. 25/2.,  
Thaa  
Wildner  
Gral  
Helly 
Kralowsky  
Pautz 
Schollmayer 

1) 
Breisky: Abkommen mit Polen. Am 10.2.20 
Kunstforderungen, die sachlich nicht schwer zu 
ertragen. Matejko. 1,100.000. Reparations-
Kommission zugestimmt. Antrag unter der 
Bedingung, dass Betrag erhöht werde. 
Genehmigt. 

1) 
Breisky: Kunstforderungen. Abkommen mit 
Polen. 
 
 
 
Angenommen. 

2) 
Rockefeller Stiftung. Erhöhung der 
Studiengebühren. 
Genehmigt. 

2) 
Breisky: Rockefeller Stiftung. 
 
Angenommen. 

3) 
Gold. Wildner Thaa 
Der Ministerrat hat zur Kenntnis genommen. 
Wir haben eine Note an das Äußere gerichtet, 
mit der Bitte. 
Paris ist verständigt, die Pariser Gesandtschaft 
in Wien wird erst verständigt. Nun kommt heute 
ein Brief der Reparations-Kommission an den 
Herrn Bundeskanzler. Sie … fügen sich 
unverzüglich jedem Verlangen der Liquidatoren. 
Die Liquidatoren sind verantwortlich … „Das 
ist für uns das unerträglichste“. 
Falls eine Antwort nicht vor Sonntag - - - 
Nun habe ich schon dem Herrn Bundeskanzler 
mitgeteilt, dass wir unsere Mittel noch nicht 
erschöpft haben. Wir hoffen, dass dadurch ein 
Aufschub. Ich höre, dass heute Nachmittag Thaa 
[54] // mit Prokurator gesprochen und den 
Entwurf einer Note. 
Thaa: Generalrat Coumont und 
Finanzprokurator, sie sind beide der Ansicht, 
dass am besten, man werde diese Verfügung der 
Reparations-Kommission als Verletzung des 
Friedensvertrages ... und darüber Beschwerde 
führen. Wir können das begründen. Wenn 
verlangt wird, dass wir uns jedem Verlangen zu 
fügen haben, so geht das weit über den Vertrag 
hinaus. 206. Gegen jede Verfügung der 

3) 
Grimm: Goldschatz Bank. 
Wir haben eine Note an das Ministerium für 
Äußeres gerichtet mit dem Ersuchen, Eichhoff in 
Paris zu verständigen und die Gesandtschaften in 
Wien und Wiener Sektion Reparations-
Kommission. 
Heute Abschrift eines Briefs der Reparations-
Kommission an Mayr, worin Wiener Sektion 
beauftragt wird, die österreichische Regierung 
die Bankleitung jedem Verlangen der 
Liquidatoren fügen. Gold und Schlüssel. 
(nachdem Schlägt vor, nicht einzugehen auf 
dieses Ansinnen. Unmittelbar an die Alliierten-
Regierungen und an die Pariser Reparations-
Kommission. 
 
 
 
Thaa: Mit dem Finanzprokurator und 
Rechtsanwalt Generalrat Coumont Rücksprache 
gepflogen. Beide der Auffassung, man werde 
jetzt diese Verfügung der Reparations-
Kommission als eine Verletzung des 
Friedensvertrages auffassen und darüber 
Beschwerde führen. Wir können diese Haltung 
eingehend begründen. Zunächst heißt es schon 
im Eingang der Zuschrift dass die Regierung 
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Liquidatoren können wir an die Reparations-
Kommission appellieren.  
 
 
Wir müssen aber das Gewicht darauf legen, dass 
wir aufgrund gesetzlicher [...] dass die 
ungarische Regierung gegen uns dieselbe 
Haltung einnimmt, während die Bank der 
Meinung ist, dass … Goldgebarung während des 
Krieges. 
Die Bank-Statuten sehen vor, dass in einem 
Rechtsstreit zwischen Bank und Regierung das 
Landesgericht Wien entscheidet. Es müsste 
sohin das Wiener Landesgericht an die 
Liquidatoren […], dass sie den österreichischen 
Gesetzen unterworfen sind. Wir glauben, dass 
wir mit einer solchen Motivation mitteilen 
sollten, dass wir uns mit einer Beschwerde an 
die alliierten Mächte wenden. 
Grimm: Wir glauben, dass damit Zeit gewonnen 
sein wird. 
Antrag Grimm angenommen. 
 
 
 
 
 
Schwarzwald: gibt zu bedenken, ob es nicht 
geraten wäre, auch andere Faktoren zu 
mobilisieren. Die öffentliche Meinung sollte 
Sturm blasen. Inmitten einer Situation wird man 
zappeln lassen, das sollte man öffentlich // 
sichtbar machen, dass man uns nicht nur nicht 
hilft, sondern mit einem Handstreich uns unser 
Eigentum wegnimmt. 
Grimm: Bundeskanzler meint, dass wir unsere 
Situation erschweren, ohne aggressive Tendenz. 
Wenn wir gleichzeitig in den Blättern aggressiv 
auftreten, so wird das nicht fördern. 
Schwarzwald: Wir geben nicht den Ton einer 
Irritation an, sondern geben nur das Material, 
die Presse wird das schon selbst machen. 
Breisky: Auch: mit größerer Vorsicht. 
Grimm: Das Communiqué soll erst dem Herrn 
Bundeskanzler vorgelegt werden. 
Glanz: Personal. 
Sich mach [...]  
Genehmigt. 

jedem Verlangen der Liquidatoren sich zu fügen 
habe. Das geht nur innerhalb des Rahmens des 
Artikels 206. Es geht nicht an, dass die 
Reparations-Kommission über einseitige 
Affirmation ihre Verfügungen trifft, ohne uns 
anzuhören. Wir müssen aber hauptsächlich das 
Gewicht darauf legen, das wir aufgrund 
bestehender gesetzlicher Vereinbarungen der das 
Eigentumsrecht auf den Goldschatz in Anspruch 
nehmen (Ebenso um bezüglich des in Ungarn 
ruhenden Goldes). Es liegt [...] ein Streit Die 
Bank auf dem Standpunkt, dass sie durch die 
Goldgebarung während des Krieges den 
Anforderungen der Regierung während des 
Krieges schon entsprochen.  Das Bankstatut 
verfügt, dass in einem Streitfall zwischen 
Regierung und österreichisch-ungarischer Bank 
das Wiener Landesgericht entscheidet. Es müsste 
also diese Entscheidung angerufen werden. Auch 
sonderbares Vorgehen, wenn wir von den uns 
zustehenden Berechtigungen Gebrauch machen, 
die uns der Friedensvertrag gelassen hat gelassen 
hat. Wir sollen uns also mit einer Beschwerde an 
die alliierten Mächte wenden. 
Breisky: Schwere Folgen vermieden, wenn wir 
so vorgehen. Die Note hat das Außenamt zu 
machen.  
Schwarzwald: Blätter zu mobilisieren. 
 
 
 
 
 
 
 
Grimm: Mayr hat Bedenken, dass wir die 
Situation verschärfen würden durch eine solche 
Presse-Kampagne. Lediglich die Tatsachen, nicht 
aber scharf, Denkschrift, die sehr [...] ist, der 
Presse übergeben. 
 
 
 
Communiqué mit Pressechef im Außenamte und 
erst nach Zustimmung durch Mayr verlautbaren. 
 

4) 
Glanz: Verhandlung mit den abzubauenden 

 
Glanz: Personalstück Sicherheitswache-
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Zivilkräften der Heeresverwaltung. 
Es muss schon heute erledigt werden, weil sonst 
am 1. nicht gekündigt werden kann. 
Kralowsky 1000 Personen. Größter Teil auf 
Arbeiter. Abfertigung. Abbau in Staffelungen.  
6-facher Wohnbezug. 
8-facher „ 
26-facher „ 
66 Prozent als Ruhegenuss. 
Abwicklerstand 
Heinl: Inwiefern Jahres-Abfertigung präjudiziell 
Hauptausschuss für Sachdemobilisierung. Für 
die Industrie ist das eine sehr gefährliche Frage. 
Man müsste ein anderes Wort wählen, nicht 
„Abfertigung“. 
Kralowsky: 1000 Personen. 
 
 
 
 
 
 
Resch: Ich glaube, [...] dass sich die meisten 
Herren klar geworden sind, über die größere 
[55] // 
Bedeutung. Auch bei den Entlassungen aus dem 
Staatsdienst müsste man so vorgehen. In der 
Industrie wurde das nicht so gehandhabt. Der 
Industrielle konnte die Leute einfach entlassen. 
Werden sich berufen auf 2.4.19. Verlegung von 
Industrie ins Ausland. Nur solche Industrielle 
waren verpflichtet, Abfertigungen zu zahlen. Im 
Hauptausschuss haben wir umgeworfen. Es war 
eine Überrumpelung im Hauptausschuss. Die 
Industriellen können das nicht ertragen. 
Die Abfertigungen der Vertragsangestellten 
gehen da weit darüber hinaus. Die 
Handelsangestellten werden das auch verlangen. 
Es war ein Herr von unserem Amt dort, aber nur 
ein Versicherungs-Techniker. Jetzt bekommen 
sie 50 Kronen Zulage im Monat, nur die 
Invaliden sollen Rente bekommen. Viel zu weit 
gegangen. Villa in Dornbach. Bei manchen 
würde das 30000 Kronen ausmachen. Ich 
komme in eine schwierige Situation.  
Kralowsky: Ich bitte schön, gewähren, ja. 
Welche Konsequenzen kann das haben, wenn 
wir nicht die höheren Abfertigungen geben? Wir 
haben schon im vorigen Jahr abgebaut. 4-
wöchig.  
Mayr: Mir scheint die Sache nicht geklärt zu 

Oberkommissar der Wiener Polizei-Direktion. 
Fallen unter die neuen Richtlinien. 
Angenommen. 
5) 
Glanz: Abfertigungen der Abzubauenden: Am 
1.3. muss die Kündigung der Leute erfolgen. Mit 
dem Finanzministerium besprechen. 
Kralowsky verliest Promemoria. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Heinl: Inwieweit präjudiziell dem Abbau bei der 
Sachdemobilisierung; man müsste das Wort 
„Abbau“ vermeiden (eventuell „Remuneration“). 
 
Kralowsky: Hat sich bei der Bezirkskommission 
informiert. 
Resch: Die grundsätzliche Bedeutung ist 
ungemein. Wenn wir heute dem zustimmen, so 
müssen wir bei allen anderen Entlassungen aus 
dem Staat ebenso vorgehen. Wie soll man das 
der Industrie zumuten? Bisher waren keine 
Abfertigungen vorgesehen, der Unternehmer war 
nur verpflichtet, anstelle des Arbeiters einen 
anderen einzustellen. Wenn aber Nachweis, dass 
das nicht nötig, so lediglich Kündigung (14 
Tage). Die Abfertigungen der 
Vertragsangestellten gehen weit über das von der 
Regierung bisher verfügte hinaus. 
Das halten wir nicht aus. [53] // 
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sein. 
Grimm: Acht Millionen würde das kosten und 
eine jährliche Ersparnis von 50 Millionen, aber 
es würde ungemein präjudizierlich wirken. Bei 
den Eisenbahnern würde dieses System etwa 
eine halbe Milliarde kosten. 
Pesta: Rückwirkung auf die Eisenbahner. Die 
Kriegsaushilfskräfte, haben wir schon abgebaut, 
sonst kann ich mir einen Abbau nicht vorstellen. 
Wenn bei den Eisenbahnern abgebaut werden 
soll, dann können es nur ganz wenige alte Leute 
sein. 
 
 
Resch: Es war eine Deputation bei mir, die 
nichts anderes verlangt, als abgestuft unter 
Kündigungsfrist. Aber von Abfertigung hat man 
gar nichts geredet. // 
 
Mayr: Mir scheint das nicht spruchreif und wir 
sollten das zurückstellen. 
Zurückgestellt. Bis Montag. 

 
Grimm: Ich habe auch den Eindruck, dass sich 
die Beratungs-Teilnehmer davon haben 
bestechen lassen, dass es nur acht Millionen 
kostet und Ersparnis von 50 Millionen Kronen. 
Was würde das für Folgen haben, wenn wir nicht 
am 1.3. kündigen würden? 
Pesta: Bezüglich des Bedenkens wegen 
Rückwirkung auf Eisenbahner. 
Kriegsaushilfskräfte haben wir schon im vorigen 
Herbst abgebaut. Sonst kann ich mir einen 
Abbau unter dem Exekutor persönlich nicht 
vorstellen. Ich muss darangehen, einen 
rechtspersönlichen Exekutor anzuschaffen. 
Resch: Deputation der ländlichen 
Abwicklungsstelle. Sie haben verlangt, keine 
Entlassung ohne Kündigungsfrist. Dann zuerst 
Ledige, dann Verheiratete ohne Kinder. Und 
dann erst die mit Kinder. 
Mayr: Wir stellen es zurück bis zum nächsten 
Kabinettsrat. 
Zurückgestellt bis Montag. 

5) 
Breisky: Domchorvikare in Salzburg 
7b) 180 Kronen monatlich ohne Anerkennung 
des Anspruchs. 
Genehmigt. 

6) 
Breisky: Domchorvikare Salzburg. Punkt 7b. 
 
 
Angenommen. 

6) 
7a) Evangelische [Kirche]   
Genehmigt. 

7) 
Breisky: Punkt 7a. 
Angenommen. 

Personalien: Hsch. für Bundeskanzler 
Genehmigt. 

8) 
Personalien. 
Angenommen. 

7)  
Grimm: Wertzuwachs in Kärnten. 
Genehmigt. 

9)  
Grimm: Punkt 4. 
Angenommen. 

 
Mayr: Hauptausschuss und Obmänner-
Konferenz haben zugestimmt der Auszahlung 
von 2900 an die Beamten und 1500 an die 
Eisenbahner. Aber die verschiedenen 
Gesetzentwürfe und Bedeckungsentwürfe sollen 
ehestens eingebracht werden. [56]  // 

10) 
Mayr: Hauptausschuss und Obmänner-
Konferenz haben zugestimmt 2900 Kronen 
(1400 Eisenbahner, 1900 pragmatisierte 
Beamten). 
Die beiden bürgerlichen Parteien haben sich 
verpflichtet, für die Bedeckung zu stimmen. 
Die Gesetzesentwürfe für die Bedeckung  sollen 
ehestens eingebracht werden. 

8) 
Paltauf 
Professor Löffler kann seine Tätigkeit noch 

11) 
Paltauf: Obmann Professor Löffler. Noch über 
hundert Fälle anhängig. Diese Fälle haben 
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nicht einstellen; über hundert Fälle anhängig. Es 
sind mehr Rehabilitationen. Hoher Militär in 
Salzburg. Die Kommission hatte in der letzten 
Zeit nur mehr einen Mann. Hofrat Ritschl 
gestorben. Der Termin kann nicht eingehalten 
werden. Er bittet um die Ergänzung des 
Personals. Zwei Pensionisten. Credit. 100.000 
Kronen. In drei Monaten ist alles zu Ende. 
Erhöhung der Entschädigung: Jetzt 600 Kronen. 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss: Unter der Bedingung, dass nach drei 
Monaten nichts mehr gezahlt wird. 

vielfach eine Rehabilitierung zur Grundlage. Es 
ist im Interesse der militärischen Offiziere 
gelegen, dass diese Fälle zu Ende geführt 
werden. Diese Kommission hat einen einzigen 
Beamten gehabt im Sekretariate. Daher hat er 
den Termin bis Ostern fertigzuwerden, nicht 
einhalten können. Löffler bittet, einen 
pensionierten Landesgerichtsrat und den 
pensionierten Generaldirektor Lehmann. Kredit 
von 200000. Bis Ende März könnte noch ein 
Betrag von 100000 zugestanden werden. Binnen 
drei Monaten wird die Sache zu Ende geführt 
sein. Löffler hat auch eine Regelung der 
Entschädigung für die Kommissions-Mitglieder 
geboten (600 Kronen monatlich. Auf 10.000 
Kronen erhöht zu erhöhen.) 
Mayr: Antrag unter der Bedingung zu 
bewilligen, dass nach drei Monaten unter keinen 
Bedingungen mehr gestattet.  

Personal Süssmaier Kommerzialrat 
kompromierte Gase 
Heinl: präjudizierlich. 
Ja, aber ohne Rechnungsrat. 
Handelsminister übernimmt die Durchführung. 

12) 
Paltauf: Rechnungsrat: Kommerzialrat. 
Beschlossen, mit dem Beifügen, dass 
Handelsminister das weiter verfügt. 

9) 
Handelsagenten 
Versicherungsagenten sind ausgeschieden. 
Zugestimmt. 

13) 
Paltauf Punkt 5) Handelsagenten-Gesetz 
 
Angenommen. 

10)  
Haueis: (Schallmeier, Pantz, Ministerrat) 
Holzabtretung ab 1.4.21 
Glesinger. Rotbacher 
 
 
 
Heinl: Betreffend der Werterwerke Aufklärung. 
Genehmigt. Einschließlich nachträglicher 
Vertrag. // 

14) 
Haueis: Holzabstockungs-Vertrag (ab 1.4.21. Auf 
20 Jahre). Einlösungs-(?)Kosten werden in 10 
Jahren amortisiert. Der sich verpflichtet. Die 
Gesellschaft Akt Kapital mindestens 50 
Millionen Kronen. Teilhaber Itten Salza, 
Mürztaler [...] // 
Heinl: Ob bezüglich der Werter-Werke alles 
vorgesehen wurde? 
Pantz: Erteilt Aufklärungen. Angenommen. 
Vertrag kann unterschrieben werden. 

11) 
Interalliierte militärische 
Überwachungskommission. 
Mayr: Smitka und Buchinger: Die Beauftragten 
haben selbst ersucht, sie zu entlassen. Der 
General Zuccheri ist bereits abgereist. 
Antrag: - - - - auch Wettendorfer. 
 
 
 

15) 
 
 
Mayr: Die interalliierte 
Überwachungskommission hat sich offiziell 
aufgelöst. Bisher waren bei derselben zwei 
Beauftragte der Regierung. Smitka und 
Buchinger. Die beiden haben ersucht, man möge 
sie ihrer Stellung entheben. Nachdem der 
Kabinettsrat sie bestellt hat seinerzeit, wird er sie 
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Genehmigt. 

auch zu entlassen hat.   
Angenommen. 

12) 
Mayr: Weißer Phosphor. 
Fröhlich. 
Zugestimmt. 

16) 
Mayr: Akt Froehlich: weißer Phosphor. Beitritt 
zum internationalen Übereinkommen. 
Angenommen. 

13)  
Heinl: Botschafterkonferenz besteht auf der 
Zerstörung der Hangars. Unruhen sind zu 
befürchten. Können wir nicht etwas vor der 
Öffentlichkeit unternehmen? Es ist ein 
furchtbares Beginnen, Betonbauten. Es sollte ein 
Schritt getan werden. 
 
Mayr: Es haben eine Reihe von Schritten 
stattgefunden. Wir haben alles Mögliche getan 
und haben auch manches erreicht. Es war zum 
Schluss noch eine Kommission in Wiener 
Neustadt gewesen. Ich bin bereit, das zu tun. 
 
Heinl: Es muss auch in die Öffentlichkeit 
gebracht werden, dass der Ministerrat versucht 
hat. 
Glanz: Diligentiam praestare bis zum Schluss. 
Heinl: Möglichst viel in die Öffentlichkeit. 
Grünberger: Man sollte die Herren einladen. Es 
macht mehr Eindruck. Bei der Gelegenheit auch 
Goldschatz. 
Genehmigt. 
Erinnern Ludwig Pressekommission [57] //  

17) 
Heinl: Die Botschafterkonferenz besteht auf eine 
Zerstörung der Hangars. Ich fürchte Unruhen in 
Wiener Neustadt. Damit wir vor der 
Öffentlichkeit gerechtfertigt werden, muss die 
Regierung etwas machen. Zulassen 
Dieselmotoren. Vielleicht dass man die 
Botschafter zum Mayr bittet. 
Mayr: Wir haben eine ganze Reihe von Schritten 
bereits unternommen. Wir haben alles Mögliche 
getan und auch manches erreicht. Ob es noch 
einen Zweck hat, weitere Schritte zu 
unternehmen? Die Arbeiter Zeitung hat sich mit 
der Sachlage scheinbar abgefunden. 
Heinl: Auch in der Öffentlichkeit sollte es 
beizeiten mitgeteilt werden. 
 
Glanz: Ich möchte empfehlen, einen Schritt in 
einer solchen Form unternehmen und die 
Öffentlichkeit aufklären. Der Ministerrat 
überlässt das dem Minister des Äußeren. 
Beschluss: Die Gesandten zu mir einladen. 
 
Bundeskanzler erinnern! Pressekommission? 

14) 
Rotationspapier Wichtl 
Heinl: beantragt Abweisung. 
Abgewiesen. 

18) 
 
Heinl: Punkt 2): Beantragt Abweisung. 
Angenommen die Abweisung 

 
Glanz: Eisenbahn Spielfeld = Radkersburg = 
Luttenberg. 
Zentralgrenzkommission fühlt sich durch 
Verkehrsamt in Kompetenz beeinträchtigt. 
Beantragt, dass man noch dilatorisch behandeln. 
 
 
 
Pesta: Ich habe Briefe übermittelt, weil es 
geheißen hat, dass Wirtschaftskonferenz in 
Portorose. Weil diese verschoben, so ist das 
nicht mehr aktuell. Ich habe nichts dagegen, 
wenn zurück bleibt. Auch wenn es wieder 
aktuell wird, werde ich der 

19) 
Glanz: Bahnfrage Spielfeld – Radkersburg – 
Luttenberg.  
[...]grenze und Grenzkommission haben 
Einspruch erhoben gegen Verfügung des 
Verkehrsministeriums. 
Antrag: Dass man diese Frage noch etwas 
dilatorisch behandelt und sich eines Schrittes 
enthält. 
Pesta: Gibt Aufklärungen. Vorläufig habe ich 
keinen Anlass, die Initiative zu ergreifen und 
würde es auch nicht machen, ohne mit der 
Zentralgrenzkommission das Einvernehmen zu 
pflegen. Wir rollen diese Frage jedenfalls nicht 
auf. 
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Zentralgrenzkommission Mitteilung machen. 
Mayr: Englische Vermittlung. Es wäre ihnen 
lieber, wenn wir uns an den Völkerbund 
wenden. England allein möchte es nicht haben. 
Wir sollen uns unter Berufung auf den 
englischen Rat an den Völkerbund. Ich hätte es 
gerne zurückgestellt, weil wir ja jetzt mit 
Westungarn an den Völkerbund kommen 
werden. 
Glanz: Gosset und Lindley. Wenn man ein 
solches Ansuchen stellt, würden sie es 
unterstützten. 
Glanz übernimmt es, mit Gosset zu reden. 

 
Mayr: Der englische Gesandte war bei mir und 
hat gesagt, dass es ganz gut wäre, wenn wir uns 
auf an den Völkerbund wenden würden. Wir 
sollen unter Berufung auf den englischen Rat uns 
an den Völkerbund wenden. 

Vorläufige Nachricht über 
Wehrmachtsdemonstration. 
Defiliert unter dem Klang der Marseillaise. 
Rechtsgutachten. Vorbehalt für meine Person, 
Konsequenzen zu ziehen. 
 
 
 
Mayr: Es ist höchst bedauerlich, aber wir sind 
dazu da, die Verfassung zu hüten. 
Zur Kenntnis. // 

20) 
Glanz: Demonstration der sozialdemokratischen 
Mitglieder der Wehrmacht (2300 an der 
sozialdemokratischen, 3000 bis 4000 
Kommunisten). Nach dem eingeholten 
Rechtsgutachten könnte ich nichts machen. 
Wenn die Truppe ohne Waffen ausrückt, kein 
Gegenstand der Verfolgung. 
Mayr: Es lässt sich nicht ändern, da das 
Wehrgesetz die politische Rechte gewährleistet. 
Es ist höchst bedauerlich, dass das vorkommen 
kann. Aber wir müssen die Verfassung hüten. 
Zur Kenntnis. 

Glanz 3a) 
Paltauf: Ich möchte nicht so weit gehen. Ich 
sehe nicht ein, warum die Gemeinde das nicht 
festsetzen kann. 
Zurückgestellt. 
15) 
3b) Genehmigt. 

21) 
Glanz: Punkt 3a). 
 
 
Zurückgestellt. 
Glanz: Punkt 3b). 
Angenommen. [59] //  

16) 
6)Pesta: Einschränkung der Monopolisierung. 
Genehmigt im Sinne des Antrags. 

23) 
Pesta: Punkt 6) 
Angenommen. 

17) 
8) Resch: 
Helly: 
Genehmigt. 

24) 
Resch: (Helly):  
Angenommen. 

Communiqué betreffend Goldentnahme. 
Schwarzwald: 
Wildner: 
Zur Kenntnis.  
Telegramm an unseren Gesandten. Auch an [...]  
[58] //  

Schluss 8 Uhr. 
Communiqué bezüglich Goldentnahme. 
Schwarzwald: Wildner. 

 Schluss 8 Uhr.  
 












































































































































































